
Die (Einrichtungsname), 

vertreten durch den Geschäftsführer  

und 

die Mitarbeitervertretung der (Einrichtungsname), 

vertreten durch die/den Vorsitzende/n (Name),

 schließen folgende

Dienstvereinbarung über ein betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)

1.) Präambel

Mit dem Betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) vereinbaren die Betriebsparteien eine Verfahrensregelung zur betrieblichen Umsetzung des § 167 Abs. 2 SGB IX, damit für Beschäftigte eine Verfahrensregelung mit Langzeit- oder wiederholter Erkrankung eine gesundheitsbedingte Gefährdung des Arbeitsverhältnisses frühzeitig abgewendet werden kann.

Auf der Basis dieser Zielsetzung definieren Dienstgeber und Mitarbeitervertretung gemeinsam Organisationsstrukturen und Verfahrensabläufe des BEM und vereinbaren Verantwortlichkeiten für Maßnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben.

Neben dem gesetzlichen Auftrag des BEM verfolgen die Betriebsparteien das Ziel, die Gesundheit und die Beschäftigungsfähigkeit der Beschäftigten dauerhaft zu erhalten und zu fördern. Grundlage für ein erfolgreiches BEM ist eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der Betriebsparteien mit außerbetrieblichen Fachkräften, Trägern und Anbietern von Eingliederungsmaßnahmen und den innerbetrieblichen Akteuren/-innen der Gesundheitsdienste, der Sozialdienste und der Arbeitssicherheit sowie den verantwortlichen Führungskräften.

Alle Akteuren/-innen gewährleisten durch eine systematische Koordination von Maßnahmen der Rehabilitation Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit durch ein Optimum an Unterstützung der betroffenen Beschäftigten möglichst gesichert wird.

Das BEM ist Bestandteil einer beschäftigungssichernden Gesundheits- und Unternehmenspolitik. Andere gesundheitsschützende und –fördernde Maßnahmen wirken dabei zusammen. 

2.) Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Mitarbeitenden der Einrichtung, die innerhalb der vorausgegangenen 12 Monate länger als 42 Wochentage ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig waren, mit Ausnahme der Personen, mit denen kein Dienst- oder Ausbildungsverhältnis besteht. Mitarbeitende, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, erhalten auf Wunsch ebenfalls ein BEM-Angebot. 

3.) Beginn des Verfahrens und Ziele

Durch diese Dienstvereinbarung wird das Verfahren bei der Einleitung und Durchführung des BEM   geregelt.

Das Verfahren des betrieblichen  Eingliederungsmanagements  wird jeweils eingeleitet, wenn ein Mitarbeiter innerhalb eines Jahres durchgehend länger als sechs Wochen, bei wiederholter Erkrankung zusammengerechnet länger als sechs Wochen arbeitsunfähig erkrankt ist oder vorsorglich auf Wunsch des Mitarbeiters.

Ziele des Eingliederungsmanagements sind 

· die Arbeitsunfähigkeit zu überwinden, 

· erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen, 

· den Arbeitsplatz zu erhalten, auch im Sinne der Vermeidung von krankheitsbedingten Kündigungen

· ggf. einen anderen geeigneten Arbeitsplatz innerhalb der Einrichtung zu finden und in 

· Zusammenarbeit mit den Sozialleistungsträgern und ggf. dem Integrationsamt Fördermöglichkeiten zu prüfen und zu erreichen.

· der Erhalt und die Förderung der Gesundheit durch die gesundheitsgerechte Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsbedingungen und Arbeitsorganisation

· die Steigerung der Arbeitszufriedenheit und der Arbeitsmotivation

· die Reduzierung betrieblich beeinflussbarer Fehlzeiten und Krankheitskosten

· ein transparentes Vorgehen bei allen Beschäftigten

4.) Maßnahmen
Das Spektrum der Maßnahmen im Rahmen des BEM umfasst die drei Schwerpunkte Prävention,  Rehabilitation und Gesundheitsförderung. 

Je nach Notwendigkeit werden unter Berücksichtigung der dienstlichen und betrieblichen Möglichkeiten  und in Abstimmung mit dem unmittelbaren Vorsetzten die folgenden Maßnahmen entsprechend des Maßnahmenkataloges erörtert. Vor der  Umsetzung von Maßnahmen, die finanzielle Konsequenzen nach sich ziehen, wie z.B. Umbaumaßnahmen, ist die Zustimmung der/des Geschäftsführerin/Geschäftsführers einzuholen. Dies gilt auch für Maßnahmen, die maßgebliche Einschnitte z.B. in die Organisation oder  in die arbeitsvertragliche Gestaltung des Arbeitsverhältnisses nach sich ziehen.

1. Räumliche oder organisatorische Veränderungen des Arbeitsplatzes

– bauliche Veränderungen

– Ausstattung Arbeitsplatz

– Technische Hilfsmittel

Technische Arbeitshilfen sollen vorhandene Fähigkeiten fördern, Restfähigkeiten nutzen, unterstützen und gleichzeitig schützen, aber auch ausgefallene Fähigkeiten zumindest teilweise ersetzen. Ziel ist es, insbesondere bei bestimmten Behinderungen die Arbeitstätigkeit überhaupt erst zu ermöglichen, die Arbeitsausführung zu erleichtern, d.h. Arbeitsbelastungen zu verringern und die Arbeitssicherheit zu gewährleisten.

2. Veränderungen der Arbeitszeit nach Lage oder Umfang, z. B.

· Veränderungen des Arbeitsablaufes 

· Veränderung fester Anwesenheitszeiten

· Teilzeitbeschäftigung

· Altersteilzeitarbeit

3. Inhaltliche Änderungen der Art der Beschäftigung und Schulungen

· Umsetzung, einvernehmlich oder soweit im Rahmen des Direktionsrechtes möglich

· Einvernehmliche Übertragung anderer Aufgaben oder soweit im Rahmen des Direktionsrechtes möglich

· Qualifizierungsmaßnahmen

· Schulung zur gesundheitsschonenden Durchführung der Aufgabe

· Schulung zum Einsatz in einem anderen Tätigkeitsbereich

· Arbeitsassistenz für behinderte Menschen (§ 102 Abs. 4 SGB IX) 

4. Medizinische Rehabilitationsleistungen

· stufenweise Wiedereingliederung,  

· Rehabilitationsmaßnahmen

5. Beratung

Aufzeigen weiterer Möglichkeiten, weiterer Beratung unter Benennung von Beratungsstellen, Berentung etc. 

5.) Beteiligte

Zur Erreichung dieser Ziele wirken der/die Mitarbeiter/in, der Dienstgeber, die Mitarbeitervertretung und bei Menschen mit Behinderung zusätzlich der/die Schwerbehindertenbeauftragte zusammen.

Die Zustimmung der Mitarbeiter ist in jeder Lage des Verfahrens Voraussetzung für dessen Durchführung. Da höchstpersönliche, vertrauliche Daten der betreffenden Mitarbeiter Gegenstand des Eingliederungsmanagements sind,  unterliegen diese Daten strengster Geheimhaltung, deren Wahrung in den Anlagen 3 und 6 geregelt sind.

Verantwortlich für die Durchführung des BEM ist der/die (im Folgenden: der  BEM- Beauftragte). Dieser wird von der  Geschäftsführung vorgeschlagen; seine Ernennung kann nur einvernehmlich mit Zustimmung der Mitarbeitervertretung erfolgen. Der BEM-Beauftragte ist in seiner Funktion nicht weisungsgebunden. Alle Mitarbeiter, insbesondere die Führungskräfte, unterstützen den Beauftragten in der Ausübung seiner Aufgaben. Er hat zwei Stellvertreter.  Für diese gelten die Ausführungen zu dem BEM-Beauftragten sinngemäß.

Neben der Bestellung eines BEM-Beauftragten durch die Geschäftsführung überträgt die Mitarbeitervertretung durch Beschluss die Aufgaben der Mitarbeitervertretung aus dieser Dienstvereinbarung auf namentlich zu benennende Mitarbeitervertreter; Vertretung ist möglich. Die benannten Personen sind dem Dienstgeber und dem BEM-Beauftragten mitzuteilen.
6.) Personelle und räumliche Ausstattung des BEM-Beauftragten und Stellvertreter

Dem BEM-Beauftragten wird ein abschließbares Büro, ein abschließbarer Schrank und der Zugang zur EDV mit Internetverbindung zugesichert zur Verfügung gestellt. Kosten für Arbeitsmittel und notwendige Dienstgänge werden übernommen.  Er wird im notwendigen Rahmen freigestellt und bekommt die Ermächtigung, Termine auch außerhalb der Räumlichkeiten der Einrichtung und der regulären Arbeitszeit wahrzunehmen.

7.) Grundsätze des Verfahrens

Die Teilnahme am Eingliederungsmanagement ist freiwillig. Die Zustimmung des Mitarbeiters ist jederzeit widerruflich. Sachkundige Personen können mit Zustimmung des Mitarbeiters hinzugezogen werden, da eine Mitwirkung weiterer Personen, insbesondere Ärzte, eine wichtige Voraussetzung für ein erfolgreiches Eingliederungsmanagement ist. Stimmt der Mitarbeiter der Hinzuziehung dieser Personen nicht zu, wird durch den BEM-Beauftragten geprüft, ob die Fortsetzung des Verfahrens sinnvoll ist. Andernfalls wird das Verfahren eingestellt.

Lehnt ein Mitarbeiter die Teilnahme grundsätzlich ab, so wird ein BEM nicht durchgeführt.

Wenn ein Mitarbeiter insgesamt mehr als 42 Wochentage in den letzten 12 Monaten (durchgehende oder mehrfache Arbeitsunfähigkeit) arbeitsunfähig erkrankt ist, kontaktiert der BEM­ Beauftragte den betreffenden Mitarbeiter und bei Minderjährigen dessen gesetzlichen Vertreter mit dem Ziel, ein betriebliches Eingliederungsmanagement anzubieten. Unabhängig davon kann ein BEM von dem Mitarbeiter selbst jederzeit angeregt werden.

In einer Verfahrensbeschreibung ist das BEM-Verfahren näher geregelt (Anlage 1 ).

Dem Schutz der Daten wird eine hohe Priorität eingeräumt (Anlagen 3 und 6). Der BEM-Beauftragte erhält monatlich von der Personalabteilung alle erforderlichen Kontaktdaten. Sämtliche Aufzeichnungen und Unterlagen werden von dem BEM-Beauftragten unter Verschluss gehalten und nur mit Zustimmung des Mitarbeiters weiteren Beteiligten im Verfahren zugänglich gemacht.

Unbeschadet dessen leitet der BEM-Beauftragte Informationen für die Personalakte und die Mitarbeitervertretung weiter, die erforderlich sind, um die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen zu dokumentieren. Zur Personalakte kommt ein Vermerk über das Angebot und die Beendigung/Ablehnung des Verfahrens. Die Beauftragten der Mitarbeitervertretung und der/die Schwerbehindertenbeauftragte  erhalten einmal jährlich eine Information über die Anzahl der eingeleiteten, eingestellten, durchgeführten und laufenden Verfahren.

Spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Dienstvereinbarung ist das BEM zu evaluieren.

8.) Inkrafttreten und Kündigung


Diese Dienstvereinbarung tritt zum XX.XX.XXXX in Kraft. Sie kann von beiden Seiten mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende des Kalenderjahres gekündigt werden.

9.) Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmungen tritt rückwirkend eine inhaltlich möglichst gleiche Regelung, die dem Zweck der gewollten Regelung am nächsten kommt.

XXX, den XX.XX.XXXX

Geschäftsführer




Vorsitzender der Mitarbeitervertretung

Anlagen:

1. Verfahrensbeschreibung

2. Verpflichtungserklärung für den BEM-Beauftragten (Datenschutz)

3. Anhang zur Datenschutzerklärung des BEM-Beauftragten

4. Einladung an den/die  Mitarbeiter/-in

5. Rückantwort auf Einladung 

6. Vereinbarung zur Datenschutzerklärung für den/die  Mitarbeiter/-in

7. Dokumentation zum Informationsgespräch 

8. Einverständniserklärung des/der Mitarbeiter/-in zum BEM

9. Dokumentation und Übersicht BEM

10. Schweigepflichtentbindungserklärung

11. Dokumentation zu Folgegesprächen

12. Dokumentation Maßnahmen BEM

13. Anforderung techn. Hilfsmittel im Rahmen BEM

14. Vorgehen bei Änderungen Inhalt des Dienstverhältnisses

15. Fragebogen zur Erfolgskontrolle BEM

16. Abbruch BEM 


